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Antrag 

der Abgeordneten Rolf Schwanitz, Friedhelm Julius Beucher, Hans-Joachim 
Hacker, Markus Meckel, Volker Neumann (Bramsche), Doris Barnett, Dr. Christine 
Lucyga, Dorle Marx, Wieland Sorge, Dr. Gerald Thalheim, Tilo Braune, Dr. Eberhard 
Brecht, Iris Follak, Iris Gleicke, Manfred Hampel, Stephan Hilsberg, Jelena 
Hoffmann (Chemnitz), Ingrid Holzhüter, Wolfgang Ute, Renate Jäger, Sabine 
Kaspereit, Siegrun Klemmer, Dr. Hans-Hinrich Knaape, Dr. Uwe Küster, Christine 
Kurzhals, Werner Labsch, Winfried Mante, Herbert Meißner, Albrecht Papenroth, 
Renate Rennebach, Dr. Edelbert Richter, Siegfried Scheffler, Wilhelm Schmidt 
(Salzgitter), Dr. Emil Schnell, Gisela Schröter, Dr. Mathias Schubert, Brigitte 
Schulte (Hameln), Ilse Schumann, Dr. Bodo Teichmann, Siegfried Vergin, Gunter 
Weißgerber, Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Strafrechtliche Aufarbeitung des SED-/DDR-Unrechts und der 
vereinigungsbedingten Wirtschaftskriminalität 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1 . Die strafrechtliche Aufarbeitung des sog. SED-/DDR-Unrechts, 
also der Regierungskriminalität (Justizunrecht, Wirtschafts- 
strafsachen, MfS-Straftaten), sowie der vereinigungsbedingten 
Wirtschaftskriminalität dient der Verwirklichung rechtsstaatli- 
cher Grundsätze in ganz Deutschland und muß konsequent 
fortgesetzt werden. Sie trägt auch maßgeblich zur Entwicklung 
des Rechtsbewußtseins der Bevölkerung in den neuen Bun- 
desländern bei. 

Durch die unzureichende Personalausstattung der Staatsan- 
waltschaft II beim Landgericht Berlin infolge der Nichteinhal- 
tung der Zusagen für Personalabordnungen von Staatsanwäl- 
ten durch die meisten Länder, die erforderlichen langen 
Einarbeitungszeiten der abgeordneten Staatsanwälte und 
durch die in der Regel nur kurzen Abordnungszeiten von ein 
bis zwei Jahren konnte ein Großteil der anhängigen Ermitt- 
lungsverfahren noch nicht abgeschlossen werden. 

Darüber hinaus hat sich der Bund geweigert, sich an einem 
Fonds-Modell für die Einstellung von zusätzlichen Richtern zu 
beteiligen. 

2. Straftaten, die vor Ablauf des 31. Dezember 1992 in dem in Ar- 
tikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet begangen 
worden sind und die mit Freiheitsstrafen von mehr als einem 
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Jahr bis zu fünf Jahren bedroht sind, verjähren frühestens mit 
Ablauf des 31. Dezember 1997. 

Insbesondere im Bereich der vereinigungsbedingten Wirt- 
schaftskriminalität muß bei einer Stagnation oder einem wei- 
teren Absinken des Personalbestandes in bezug auf eine nicht 
geringe Anzahl von Verfahren mit Erledigung durch Ver- 
jährung zu diesem Zeitpunkt gerechnet werden, weil die 
Staatsanwaltschaft nicht in der Lage ist, die Verfahren soweit 
voranzutreiben, daß rechtzeitig verjährungsunterbrechende 
Maßnahmen ergriffen werden können. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. dem Deutschen Bundestag einen Bericht über den Stand der 
strafrechtlichen Aufarbeitung des sog. SED-/DDR-Unrechts, 
d. h. der Regierungskriminalität, sowie der vereinigungsbe- 
dingten Wirtschaftskriminalität vorzulegen; 

2. nachdrücklich daran mitzuwirken, daß die Strafverfolgung 
angesichts drohender Verjährung insbesondere auf dem Ge- 
biet der vereinigungsbedingten Wirtschaftskriminalität konse- 
quent fortgesetzt wird, und mit dafür Sorge zu tragen, daß 
durch eine bessere Personalausstattung der Berliner Justiz- 
behörden die nach der derzeitigen Rechtslage von einer 
Verjährung mit Ablauf des 31. Dezember 1997 betroffenen Ver- 
fahren so vorangetrieben werden können, daß verjährungsun- 
terbrechende Maßnahmen ergriffen und die Verfahren in an- 
gemessener Zeit zum Abschluß gebracht werden können. Dies 
ist auch deshalb von Wichtigkeit, weil in vielen Fällen die ab- 
geschlossenen Strafsachen die Durchsetzung zivilrechtlicher 
Forderungen auf Schadenersatz erleichtern; 

3. ebenfalls zu berichten, wie sich die Regelungen des Jahres- 
steuergesetzes 1996 auf die abzuordnenden Beamten (Staats- 
anwälte, Polizeibeamte etc.) auswirken; 

4. zu prüfen, ob bezüglich der nach dem 31. Dezember 1997 dro- 
henden Verj ährung im Zusammenhang mit Straftaten aus dem 
Bereich der Regierungs- und Vereinigungskriminalität eine er- 
neute Verlängerung von Verjährungsfristen erforderlich ist, 
und dem Deutschen Bundestag über das Prüfungsergebnis Be- 
richt zu erstatten. 

III. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, die 
Berichte zu II. 1, II. 3 und II. 4 bis zum 30. April dem Parlament 
vorzulegen. 

Bonn, den 19. März 1997 

Rolf Schwanitz 
Friedhelm Julius Beucher 
Hans-Joachim Hacker 
Markus Meckel 
Volker Neumann (Bramsche) 

Doris Barnett 
Dr. Christine Lucyga 
Dorle Marx 


Wieland Sorge 
Dr. Gerald Thalheim 
Tilo Braune 
Dr. Eberhard Brecht 
Iris Follak 
Iris Gleicke 
Manfred Hampel 
Stephan Hilsberg 


2 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7281 


Jelena Hoffmann (Chemnitz) 
Ingrid Holzhüter 
Wolfgang Ute 
Renate Jäger 
Sabine Kaspereit 
Siegrun Klemmer 
Dr. Hans-Hinrich Knaape 
Dr. Uwe Küster 
Christine Kurzhals 
Werner Labsch 
Winfried Mante 
Herbert Meißner 
Albrecht Papenroth 


Renate Rennebaeh 
Dr. Edelbert Richter 
Siegfried Scheffler 
Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 
Dr. Emil Schnell 
Gisela Schröter 
Dr. Mathias Schubert 
Brigitte Schulte (Hameln) 

Ilse Schumann 

Dr. Bodo Teichmann 

Siegfried Vergin 

Gunter Weißgerber 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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